
Söhlde (ara). Seit zehn Jahren
schreibt Bürgermeister Reiner Bender
fleißig Briefe. Adressat sind der Land-
kreis oder auch die Bezirksregierung.
Bender wollte erreichen, dass die Ge-
meinde Söhlde aus seiner Sicht besser
in den Linienbusverkehr eingebunden
wird. Des Bürgermeisters Hartnäckig-
keit brachte nun einen Teilerfolg. Die
Linien 2309 und 2310, die die Gemein-
de mit Hildesheim verbinden, führen
künftig über den Paul-von-Hinden-
burg-Platz (PvH), in dessen Nähe wei-
terführende Schulen liegen.

Bender hatte immer wieder darauf
hingewiesen, dass die Busse, die bis-
lang über die Moltkestraße fuhren,
hauptsächlich von Schülern sowie
Hausfrauen genutzt würden. Und um
Schulen in der Innenstadt schnell und
bequem zu erreichen, sei ein Halte-
punkt am Hindenburgplatz wesentlich
attraktiver. Und auch für andere Bus-
fahrgäste sei dieser Haltepunkt in der
City – zum Beispiel für Arztbesuche  –
von Vorteil. 

Mit dieser Argumentation fand Ben-
der beim Regionalverkehr Hildesheim
(RVHi) Gehör, der im Auftrag des
Landkreises Buslinien im Öffentlichen
Personennahverkehr anbietet. 

Das Ergebnis: Zum Schuljahresbe-

ginn wird die Buslinie 2309 Bierber-
gen-Hildesheim, die über Hoheneggel-
sen führt, geändert. Ab Donnerstag, 19.

August, soll die 2309 über den PvH füh-
ren. 

Außerdem ist zum Fahrplanwechsel

am 12. Dezember geplant, die Linie
2310 Hoheneggelsen-Hildesheim, „wie
auch von der Gemeinde Söhlde ge-

wünscht“, über den PvH zum Hildes-
heimer Hauptbahnhof zu führen. Und:
Die Orte Dinklar und Farmsen werden
in die Linienführung integriert. 

Doch können wohl nicht alle Wün-
sche der Söhlder erfüllt werden. Bender
hatte noch weitere Änderungen bean-
tragt: „Die Linien Söhlde-Hildesheim
und Hoheneggelsen-Hildesheim sollten
so verknüpft werden, dass alle Gemein-
deeinwohner den Verwaltungssitz
Söhlde erreichen können.“ 

Darauf entgegnete der RVHi: Derlei
Fahrten seien aus Sicht der Gemeinde
sicher sinnvoll. Aber: „Nach unseren
Erfahrungen werden diese Fahrten bei
weitem nicht kostendeckend sein und
nur sehr geringe Fahrgastzahlen auf-
weisen.“ Für nur wenig nachgefragte
Verbindungen biete sich allerdings ein
Verkehr mit Anruf-Sammeltaxen an,
der günstig sei. Gleichwohl erfordere
diese Variante einen Kostenzuschuss. 

Vorab seien jedenfalls Befragungen
nötig. Durch die soll festgestellt wer-
den, wie hoch der Bedarf an solchen
Sammeltaxis überhaupt ist. Darüber
will der RVHi aber „gern“ mit der Ge-
meinde Söhlde reden, hieß es in einem
Schreiben des Verkehrsunternehmens.
Hoffnung also für eine Kompromisslö-
sung.

Busse rollen mehr nach Söhlder Wünschen
Linien steuern Hindenburgplatz in Hildesheim an / Beharrlichkeit der Gemeinde bringt Bewegung 

Kreis Hildesheim/Klein Düngen (wü).
Der Fahrgastverband Pro Bahn unter-
stützt den Wunsch von Anwohnern der
Lammetalbahn in Klein Düngen nach
einer Beschrankung des Bahnübergangs
Florianstraße. „Dieser Bahnübergang ist
schon lange ein Ärgernis“, sagte gestern
Pro Bahn-Sprecher Björn Gryschka.

Wie berichtet, sind Anwohner verär-
gert über die Lärmbelästigung durch
vorbeifahrende Züge. Vor dem Passieren
des Bahnübergangs stoßen sie mehrfach
laute Warnsignale aus. Zudem müssten
die Triebwagen dort wegen der unüber-
sichtlichen Situation stets abbremsen,
sagt Gryschka. Für die Fahrgäste be-
deute das Komforteinbußen und Fahr-
zeitverluste. „Schön, wenn Stadtverwal-
tung und Bahn AG an einem Strang zie-
hen und in absehbarer Zeit Verbesse-
rungen zu erwarten sind“, so Gryschka.

Er verweist darauf, dass im Rahmen
des Ausbaus der Lammetalbahn im ver-
gangenen Jahr aus Rationalisierungs-
gründen zwei von einem Schrankenwär-
ter bediente Anlagen in Wesseln durch
automatische Schranken ersetzt worden
seien. Einen konkreten Nutzen hätten
die Fahrgäste davon jedoch nicht ge-
habt. „Deswegen ist eine Investition in
der Florianstraße auf jeden Fall sinn-
voll“, sagt Gryschka.

Pro Bahn begrüßt
Schrankenbau
in Groß Düngen

Bockenem (mv). Es gab Momente, da
wollte Walter Linne schon das Hand-
tuch werfen. Der Westminster-Schlag
klang einfach nicht so, wie er es sich
vorgestellt hatte. Nach über einem Jahr
ist es dem gelernten Uhrmacher doch
noch gelungen, ein besonderes Klanger-
lebnis für die Besucher des Turmuhren-
und Heimatmuseums auf dem Buch-
holzmarkt in Bockenem zu schaffen. Die
Weule-Uhr aus dem Jahr 1946 gehört zu
den neuen Glanzpunkten in der umfang-
reichen Schau.

Der Zeitmesser ist neben zwei weite-
ren ein Geschenk des Goslarer Blei-
werks. Die Besonderheit steckt im De-
tail. Statt vier Vollschlägen lässt die Uhr
den Westminster-Gongschlag erklingen.
Eine spezielle Schlagglocke für Turm-
uhren gibt dazu den Ton zu jeder vollen
Stunde ab. Rund 3000 Euro investierte
das Museum in die Bronzeglocken.

Der Experte konnte kaum glauben,
was er da hörte. „Die Tonlage stimmte
überhaupt nicht. Eine Reklamation war
nicht möglich. Zum Einschmelzen sind
die Glocken natürlich viel zu schade ge-
wesen“, erklärte der Bockenemer Uh-
renspezialist. Walter Linne machte sich
darauf selbst an die Arbeit.

Kantor Christoph Pannek unterstütz-
te ihn dabei mit einem hochsensiblen
Stimmgerät. Auf einer Drehbank drehte
der 81-jährige Linne Millimeter für Mil-
limeter aus den Bronzeglocken. „Ohne
die Hilfe von Kantor Pannek wäre das
eine teure Angelegenheit geworden“,
sagt der Bockenemer. Gut sechs Stun-
den benötigten beide, damit die Tonlage
für den Westminster-Schlag passte.

Viel Arbeit machte es, die vier Spiel-
walzen auf die Westminster-Tonfolge
einzurichten. Vier Keile galt es zu ver-

setzen. „Das hat großes Kopfzerbrechen
bereitet“, so Linne. Die gesamte Schlag-
mechanik bekam ein neues Konzept. Die
Hebel, die an den Glocken hängen,
stammen übrigens aus Fenstern.

Museumsleiter Heinrich Bothe lobt
das unermüdliche Engagement von Wal-
ter Linne: „Das war ein Jahr lang mühe-
volle Arbeit, um das Werk so in Gang zu
bringen.“ Für das Museum sei die Uhr
mit dem Westminster-Schlagwerk eine
besondere Bereicherung. Ganz bewusst
wurde die Uhr nicht in Gang gesetzt. So
können die Mitarbeiter des Museums
den Besuchern unabhängig von der tat-
sächlichen Uhrzeit das Schlagwerk vor-
führen. „Die Gäste sehen so, wie die
Technik funktioniert“, sagt der Muse-
umsleiter.

In diesem Jahr haben bereits 1300
Menschen das Turmuhrenmuseum be-
sucht. Als Publikumsmagnet erwies sich
die 850-Jahr-Feier der Stadt. An den
Festtagen schauten sich allein 753 Gäste

die Exponate an. „Das ist ein wirklich
tolles Ergebnis“, freut sich Heinrich
Bothe. Viele Gruppen, ob von Klassen-
oder Heimattreffen, kommen regelmä-
ßig in das Fachwerkhaus, um die Zeit-
messer der weltbekannten Firma Weule
zu bestaunen. Aber ohne ehrenamtliche
Mitarbeiter läuft in dem Haus gar
nichts. Derzeit sind vier Aufsichtsperso-
nen aktiv. „Es wäre schön, wenn es
mehr Freiwillige gebe“, sagt Heinrich
Bothe.

Seit einiger Zeit kümmert sich Her-
mann Poppe aus Volkersheim um die
Turmuhren. Er hat auch das Gestell für
die vier Bronzeglocken gebaut. Heinrich
Bothe erhält viele Anfragen, immer häu-
figer auch über das Internet. „Ich muss-
te sogar Anfragen aus Guatemala und
den Philippinen beantworten. Auch dort
ticken noch heute Uhren aus dem Hause
Weule“, erklärt Bothe. Schließlich sei
das Unternehmen seinerzeit die größte
Turmuhrenfabrik der Welt gewesen.

Mühselige Suche nach dem guten Ton
Nach einem Jahr Arbeit erklingt aus alter Weule-Turmuhr der Westminster-Gongschlag

Mehr als ein
Jahr lang hat
Walter Linne
(links) in mühe-
voller Arbeit die
Weule-Turmuhr
umgerüstet. Die
vier Bronzeglo-
cken ertönen
nun mit dem
Westminster-
Gongschlag.
Museumsleiter
Heinrich Bothe
ist Linne dank-
bar für dessen
„unermüdlichen
Einsatz“.

Helmtraud Kas-
ten gehört zum
Team des Auf-
sichtspersonals
im Turmuhren-
museum Bocke-
nem. „Über
weitere ehren-
amtliche Helfer
würde ich mich
sehr freuen“,
sagt sie.

Fotos: Vollmer

Banteln (hg). Seit rund 150 Jahren
existiert in Banteln ein Bahnhof. Heute
gibt es hier nur noch eine Haltestelle,
denn 1985 wurde der Bahnhofsbetrieb
eingestellt. Vor etwa zwölf Jahren

wurde das Gebäude von der Samtge-
meinde Gronau gekauft und zur Unter-
kunft für Asylbewerber umfunktio-
niert. Seit 2002 steht es nun leer. Über-
legungen der Gemeinde Banteln, das

Gebäude für eigene Zwecke zu nutzen,
haben sich nicht realisieren lassen.
Mehrere örtliche Vereine interessierten
sich zunächst dafür, die Räume für
Vereinszwecke zu nutzen. Doch der

Komplex erwies
sich als zu groß und
zu kostenintensiv.
Verhandlungen mit
einem Drogeriedis-
counter schlugen
fehl. 

„Daher haben wir
den Bahnhof jetzt
zum Verkauf ange-
boten“, sagt der
stellvertretende
Samtgemeindedi-
rektor Günther Oh-
nesorge. Das Ge-
bäude soll laut einer
Wertschätzung
40 000 Euro kosten.
Nach öffentlichen
Ausschreibungen
sind bereits drei An-
fragen bei der Samt-

gemeindeverwaltung in Gronau einge-
gangen. Ein konkretes Angebot habe
allerdings noch niemand abgegeben. 

„Um mehr Interessenten zu finden,
wollen wir den Bahnhof jetzt auch im
Internet anbieten“, sagt Ohnesorge.
Mitte August soll die Ausschreibung
beendet und mögliche, eingegangene
Angebote ausgewertet werden. „Wir
verkaufen nicht an den Meistbieten-
den“, betont der stellvertretende
Samtgemeindedirektor, „die Angebote
werden auf Seriosität und auf eine ge-
eignete Nachnutzung geprüft“. In die-
ses Verfahren werde die Gemeinde
Banteln mit einbezogen. 

Hoffnung macht Ohnesorge eine An-
frage eines Bahnliebhabers. Dieser
könnte sich vorstellen, in dem alten
Bahnhof Modelleisenbahnanlagen auf-
zustellen und eventuell sogar ein
Bahnmuseum einzurichten. Sollte das
Gebäude allerdings nicht verkauft
werden können, droht dem Bahnhof
der Abriss. Doch bislang rechnet Gün-
ther Ohnesorge mit einem Verkauf des
Objektes. 

Bantelner Bahnhof soll verkauft werden
Samtgemeinde Gronau sucht Interessenten für 150 Jahre altes Gebäude

Der Bantelner Bahnhof steht zum Verkauf. 40 000 Euro müssen Interessenten nach einer Schätzung sicher für die ge-
räumige Immobilie investieren. Foto: Greber

Asel (tw). In diesem lange sonnenlosen
deutschen Sommer müssten eigentlich hier-
zulande alle Kakteen kläglich eingehen und
das Blühen verweigern, sollte man denken.
Nix da: Der Gliederkaktus, der Gisela von
Carnap-Quernheimb in Asel seit 20 Jahren
erfreut, hat sogar einen neuen Blütenre-
kord aufgestellt. 200 leuchtend violette

Kaktusblüten zählte die Blumenfreundin.
Alle Gäste bestaunen die Pracht auf ihrem
Balkon. Die Pflanze ist äußerst anspruchslos.
Den Winter verbringt sie im Keller und wird
erst im Frühjahr wieder gegossen. Kein Pro-
blem, da steckt der Kaktus auch einen trü-
ben, nassen Sommer locker weg.

Foto: Wedig

Kaktus genießt den deutschen Sommer

Die Buslinie
2310 in Hohen-
eggelsen:
Künftig wird
sie auch am
Paul-von-Hin-
denburg-Platz
in Hildesheim
halten.

Foto: HAZ

AUGUST
Diese Extras sorgen für hohe Aufmerksamkeit

Jeden Monat präsentieren wir unseren Lesern
Sonderveröffentlichungen zu speziellen The-
men und besonderen Anlässen. Durch die ziel-
gruppengenaue Themenauswahl können Sie
mit Ihrer Anzeige hier die Interessen Ihrer
Kunden gezielt ansprechen.

Wir bieten Ihnen noch viel mehr

Die hier vorgestellten Extras sind nur ein
Teil der geplanten Themen. Wenn Sie
mehr wissen wollen, oder sich für andere
Sonderveröffentlichungen und Verlags-
beilagen interessieren, nehmen Sie Kon-
takt auf:

Erscheinungstermin: 27.August 2004
Anzeigenschluss: 25.August 2004

Folgende Themen sind geplant:
■ Präsentation ausgewählter Restaurants
■ Preisausschreiben

Iris Jünke

Telefon 0 51 21 / 1 06-1 58
Telefax 0 51 21 / 1 06-2 42

E-Mail: 
iris.juenke@hildesheimer-allgemeine.de

Folgende Themen sind geplant:
■ Verkehrsrecht
■ Erb- und Unterhaltsrecht

Pfeiffer & Kollegen 65/2

Schöning 50/3

Marion Hummel 50/2

Giesecke und Partner 60/2
+
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Die Experten-Information: MIETRECHT FAMILIENRECHT

Gut beraten durch den Rechtsanwalt

Die rechtliche Ausgestaltung der elterlichen
Sorge und des Umgangsrechts war in den
letzten Jahren Gegenstand mehrerer Re-
formgesetze. Heute gilt uneingeschränkt,
dass nach der Scheidung beide Elternteile
weiterhin, wie während der Ehezeit, die el-
terliche Sorge gemeinsam ausüben; Vater
und Mutter sind gleichberechtigt in Fragen
der Personen- bzw. Vermögenssorge, egal,
wo sich die Kinder nach der Scheidung der
Eltern tatsächlich aufhalten. Bei der Pflege
und Erziehung eines Kindes sollen die Eltern
auch nach einer Ehescheidung die wachsen-
den Fähigkeiten und das Bedürfnis des 
Kindes zu selbstständigem, verantwortungs-
bewusstem Handeln berücksichtigen sowie
gemeinsam mit dem Kind, soweit es nach
dessen Entwicklungsstand angezeigt ist,
Fragen der elterlichen Sorge besprechen und
ein Einvernehmen insoweit anstreben. Die-
ses führt häufig während der Trennungszeit
der Eltern als auch nach einer erfolgten
Scheidung in der Praxis zu erheblichen Pro-
blemen, insbesondere wenn bereits während
des Bestehens der Ehe hier bei den Eltern
unterschiedliche Erziehungsvorstellungen
vorhanden waren. Eine fehlende Einigung
der Eltern über die Handhabung des Sorge-
rechts führt jedoch nicht zwangsläufig zur
Alleinsorge eines Elternteils, da die Eltern
nach der herrschenden Rechtsprechung
grundsätzlich zur Konsensbildung verpflich-
tet sind. Formelhafte Äußerungen wie ,sie
könnten nicht miteinander reden oder nur
noch über ihre Anwälte kommunizieren,
sind für eine Sorgerechtsübertragung auf
einen Elternteil allein nicht ausreichend.
Ebenso wenig steht der Ausübung des ge-
meinsamen Sorgerechts eine große räumli-
che Entfernung oder die Tatsache entgegen,
dass beide Elternteile in Nebenpunkten zer-
stritten sind. Ergeben sich jedoch Konflikte
in wesentlichen Bereichen der elterlichen
Sorge und fehlt es an einem Grundkonsens
der Eltern in Angelegenheiten mit erhebli-
cher Bedeutung, so kann die Übertragung
der alleinigen elterlichen Sorge auf einen
Elternteil erforderlich sein. Entscheidend
dabei ist, welche Auswirkungen die man-
gelnde Einigungsfähigkeit der Eltern auf die
Entwicklung und das Wohl des Kindes ha-
ben wird. 
Grundsätzlich verlangt das Gesetz zunächst
zum Wohle der Kinder die so genannte Bin-
dungstoleranz, unter der man die Fähigkeit
versteht, auch bei Meinungsverschiedenhei-
ten untereinander den spannungsfreien
Kontakt des Kindes zum anderen Elternteil
zuzulassen. Ist der mit dem Kind nicht stän-
dig zusammenlebende Elternteil selbst an
der Wahrnehmung seines Besuchsrechts und
einer engen Beziehung zu diesem nicht in-
teressiert, so kann dieses Desinteresse durch
gerichtliche Entscheidung zur Alleinsorge
des betreuenden Elternteils führen. Die El-
tern müssen auch weiterhin nach ihrer
Scheidung bedenken, wie wichtig eine sta-
bile und gesunde psychosoziale Entwicklung
des heranwachsenden Menschen ist. Des-

halb empfiehlt sich eine alleinige Sorge-
rechtsübertragung auf denjenigen Eltern-
teil, der die Einheitlichkeit, Gleichmäßigkeit
und Stabilität des Erziehungsverhältnisses
und seine äußeren Umstände gewährleisten
kann. 
Das Umgangsrecht wird vom Gesetz als
Recht des Kindes gegenüber seinen Eltern
und weiteren Bezugspersonen, wie z. B.
Großeltern, definiert. Dieses Recht kann der
betreuende Elternteil auch dann gegen den
anderen, sich zu Umgangskontakten gleich-
gültig verhaltenden Elternteil, namens des
Kindes gerichtlich geltend machen. Einem
Antrag, den anderen Elternteil gegen dessen
ausdrücklichen Willen zum persönlichen
Umgang zu verpflichten, ist nicht stattzu-
geben, wenn ein solcher Umgang nicht dem
Interesse des Kindes dient. Der Hintergrund
dafür liegt darin, dass fehlende elterliche
Fürsorge und Zuneigung nicht per Gesetz
erzwungen werden können. Gelingt es vor
oder während des Umgangsverfahrens nicht,
eine Einigung der Beteiligten über die Um-
gangsmodalitäten herbeizuführen, so muss
das Familiengericht den Eltern, wie auch
dem Kind gegenüber, klare Festlegungen
treffen. Vor allem bei starken Spannungen
unter den Eltern sollten Beginn und Ende
des Umgangs vom Familiengericht der Uhr-
zeit nach festgelegt werden, damit die Be-
teiligten von einer klar definierten Regelung
ausgehen können. Der Umgangsberechtigte
soll an den Besuchstagen dem Kind unbe-
fangen und natürlich entgegentreten kön-
nen, weshalb ein Umgang grundsätzlich
nicht in Gegenwart des anderen Elternteils
oder sonstiger Dritter oder an so genannten
neutralen Orten stattfinden sollte. Häufig-
keit und Dauer der Besuche hängen neben
dem Alter des Kindes vor allem von der be-
reits vorhandenen Vertrautheit mit dem
umgangsberechtigten Elternteil ab. 
Die Familiengerichte haben sich häufig mit
der Frage zu befassen, ob der Wille des Kin-
des, das einen Umgangskontakt mit dem
anderen Elternteil ablehnt, dem wirklichen
Willen des Kindes entspricht oder auf Sug-
gestion durch den betreuenden Elternteil
beruht. Wenn das Familiengericht den tat-
sächlichen Willen des Kindes nicht feststel-
len kann, ist häufig die Einholung eines
Sachverständigengutachtens angezeigt. 
An sämtlichen gerichtlichen Verfahren ist
das Jugendamt zu beteiligen, das häufig im
Vorfeld eines Prozesses versucht, hier die
streitenden Eltern einer gemeinsamen und
für alle tragbaren Lösung bezüglich des
Sorge- und Umgangsrechts zuzuführen. 
Zum Wohle des Kindes besitzt das Familien-
gericht auch die Möglichkeit, dem Kind ei-
nen eigenen Beistand, den Verfahrenspfle-
ger, beizuordnen. Diese fachlich qualifizierte
Person soll die Interessen des Kindes ermit-
teln, wozu ausführliche Gespräche mit die-
sem und auch den Personen seines Umfeldes
sowie die Auseinandersetzung mit den
Wünschen und Vorstellungen des Kindes
notwendig sind.

Fast drei Jahre sind vergangen, dass neue
Regeln zwischen Vermieter und Mieter am
01. September 2001 in Kraft traten, die
sog. Mietrechtsreform wurde vom Bundes-
tag bereits im März 2001 verabschiedet. 
Viele Bürger fragen noch immer nach den
wesentlichen Änderungen, hier noch ein-
mal die wichtigsten:
- Kürzere Kündigungsfristen: Mieter kön-
nen prinzipiell bereits nach drei Monaten
ausziehen, unabhängig von der Wohndau-
er. Hier war dem Umstand Rechnung zu
tragen, dass die Menschen schneller dort-
hin ziehen können, wo sie Arbeit finden
und flexibler auf Änderungen in ihren
Lebensumständen reagieren können.
- Der Vermieter dagegen muss auch wei-
terhin eine gestaffelte Kündigungsfrist ein-
halten, die davon abhängt, wie lange das
Mietverhältnis bereits besteht.
- Mietsteigerung: Nach dem bis zum
1. 9. 2001 geltenden Mietrecht konnte der
Mietzins innerhalb von 3 Jahren um maxi-
mal 30 % steigen, seither sind nur noch
maximal 20 % Steigerung innerhalb von
drei Jahren möglich. Obergrenze ist die
ortsübliche Vergleichsmiete geblieben. Als
Orientierung für Mieter und Vermieter
dient seither der „qualifizierte Mietspie-
gel“. Im Streit um Mieterhöhungen hat der
Mietspiegel immer Vorrang gegenüber den
Vergleichsmieten oder einem Sachverstän-
digengutachten.
- Index- und Staffelmiete: Beide Varianten
können seit der Mietrechtsreform auf un-
befristete Zeit abgeschlossen werden.
Indexverträge sind in ihrer Höhe an die
Lebenshaltungskosten angelehnt, Staffel-

mietverträge legen dagegen eine kontinu-
ierliche Mietsteigerung fest.
- Frist für Betriebskostenabrechnung: Der
Vermieter muss spätestens 12 Monate
nach Ende des Abrechnungszeitraumes
seine Betriebskostenabrechnung vorlegen.
Nach Fristablauf kann der Vermieter keine
Nachforderungen mehr stellen. Das gilt
auch für den Mieter, der seine Einwände
innerhalb von 12 Monaten nach Zugang
der Betriebskostenabrechnung vortragen
muss. Erstmalig wurde im neuen Mietrecht
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit für
Betriebskosten festgeschrieben und damit
ein „wirtschaftlich vernünftiges“ Verhalten
des Vermieters bei der Verwaltung seiner
Wohnungen.
- Zinsänderungen: Eine steigende Zinsbe-
lastung durch die Baufinanzierung darf der
Vermieter nun nicht mehr wie vor der
Reform auf die Mieter übertragen.
- Modernisierung: Bei Investitionen des Ei-
gentümers in die Verbesserung der Wohn-
qualität dürfen bis zu 11 % der Kosten auf
die Jahresmiete aufgeschlagen werden. Das
gilt auch für alle Energiesparmaßnahmen,
nicht nur für Heizanlagen. Jedoch muss ei-
ne solche Maßnahme dem Mieter drei Mo-
nate im Voraus angekündigt werden.
- Vererbte Mietverträge: Nunmehr kann
beim Tod eines Mieters, dessen Lebenspart-
ner – nicht nur der Ehepartner – den beste-
henden Vertrag übernehmen.
- Zeitmietverträge: Mit der Neuregelung
dürfen nur noch qualifizierte Zeitmietver-
träge abgeschlossen werden, d. h. nach
Ablauf muss der Mieter gehen.
Die hier nochmals aufgeführten wichtigs-

ten Änderungen durch die Mietrechtsre-
form haben die Situation der Mieter ver-
bessert. Bei der Klärung der strittigen Fra-
gen jedoch sollte Ihr Rechtsanwalt zu Rate
gezogen werden.

Übergangsregelungen beachten!
Uneingeschränkt gilt das neue Mietrecht
für alle Mietverträge, die nach dem 
1. 9. 2001 abgeschlossen wurden.
Bei Mietverträgen, die bereits vor diesem
Termin Bestand hatten, sind eine Reihe von
Übergangsvorschriften zu beachten gewe-
sen und immer noch zu beachten.
- So galt z. B. für Mieterhöhungen, die dem
Mieter vor dem 1. 9. 2001 zugegangen
sind, das alte Mietrecht, wo noch bis zu 30
% der Kaltmiete in einem Zeitraum von 3
Jahren erlaubt waren.
- So galt auch für die Modernisierungsan-
kündigung, die vor dem 1. 9. 2001 dem
Mieter zuging, das alte Mietrecht.
- Für die vor dem 1. 9. 2001 bestandenen
Zeitmietverträge gilt weiterhin, dass der
Mieter zwei Monate vor Ablauf der Frist
mit Zustimmung des Vermieters verlängern
kann.
- Die 3-Monatsfrist für Mieterkündigungen
gilt auch für vor dem 1. 9. 2001 bestehen-
den Mietverhältnisse, soweit nicht im Ein-
zelfall eine andere Kündigungsfrist wirk-
sam vereinbart war.
- Die Neuregelung für die Betriebskosten
galt erstmals für Abrechnungsperioden, die
nach dem 31. 8. 2001 endeten.
Durch die Kompliziertheit des Nebeneinan-
derbestehens von sog. Alt- und Neuverträ-
gen kann ich jedem Bürger nur empfehlen,
ob er Vermieter oder Mieter ist, bei Unklar-
heiten und Problemen den Anwalt seines
Vertrauens hinzuzuziehen und strittige
Fragen mit dessen Hilfe zu klären.

Stegemeier & Partner 50/3

Onno P. Heyken Frank Wodsack 50/3
+

blau43

Konopacki & Schwerdtfeger 50/2

Enis Korkmaz 50/2

Gebr.
Gerstenberg 60/1

+
4c

Mietrechtsreform
– die wichtigsten Eckpunkte mit Übergangsrecht

Elterliche Sorge und Umgangsrecht
– Streitpunkte nach Scheidung

Rechtsanwältin Marion Hummel Rechtsanwältin: Margret Voßhans-Walheinke

Erscheinungstermin: 19.August 2004
Anzeigenschluss: 16.August 2004

Erscheinungstermin: 19.August 2004
Anzeigenschluss: 16.August 2004
Folgende Themen sind u. a. geplant:
■ Präsentation der Gemeinden Gronau, Elze

und Sibbesse
■ Veranstaltungstipps und -termine

Erscheinungstermin: 12.August 2004
Anzeigenschluss: 3.August 2004
Folgende Themen sind geplant:
■ Sportliche Aktivitäten . . .
■ Mehrgenerationenhaus . . .
■ Rehabilitationsmaßnahmen nach Unfällen
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Erscheinungstermin:
20.August 2004

Anzeigenschluss:
18.August 2004

Der Hausarzt informiert über: Stress und seine Bewältigung Dr. Karl Lessing

Vorsorge und mehr …

Sonderveröffentlichung Hildesheimer Allgemeine Zeitung, Freitag, 18. Juni 2004

Der Begriff "Stress" stammt aus
der englischen Geologie und be-
zeichnet ursprünglich einen ein-
seitig gerichteten Druck bei tek-
tonischen Vorgängen. Ein gewis-
ses Maß an Stresserleben ist le-
bensnotwendig. Ein leichter an-
regender Stress ist generell lern-
fördernd (Eu-Stress), starker
Stress (Dis-Stress) hingegen
führt zur Hemmung des Lerner-
folgs. 
Stress ist ein Anpassungsdruck,
den jedes Lebewesen durch seine
Umwelt erfährt. Zum Problem
wird Stress, wenn wir keine Be-
wältigungsstrategien entwi-
ckeln.
Unsere Vorfahren reagierten auf
viele Anforderungen mit Kampf
oder Flucht und stellten so ein
Höchstmaß an Energie bereit.
Diese vererbte Reaktion bereitet
dem Menschen in der heutigen
veränderten Welt Probleme, weil
sich überschüssige Energien an-
sammeln. Körperliche Belastun-

gen nehmen ab während psy-
chische Belastungen steigen.
Einschneidende traumatische
Erlebnisse wie Unfälle und Ka-
tastrophen können zu posttrau-
matischen Belastungsstörungen
führen, deren Symptome wie
Reizbarkeit, Kontaktstörungen
und Depressionen auch erst Mo-
nate nach dem Ereignis auftre-
ten können.
Nichtbewältigter  Stress hat eine
Beteiligung an der Entstehung
oder Weiterentwicklung von z.
B. Herz-Kreislauf-Erkrankun-
gen bis hin zum Infarkt, erhöh-
tem Blutdruck, Störungen des
Immunsystems, Depressionen,
Angsterkrankungen, Schlafstö-
rungen, Migräne, Muskelver-
spannungen, Allergien, Magen-
Darm-Erkrankungen und Su-
cherkrankungen zur Folge
Stress kann sinnvoll sein, weil
man daran erkennt, dass mo-
mentane Strategien zur Pro-
blembewältigung nicht mehr

funktionieren. So kann der
Stress auch als Anzeichen dafür
verstanden werden, dass es jetzt
Zeit ist, sich einmal zurückzu-
lehnen und z. B. eine Entspan-
nungstechnik zu üben, und als
Hinweis, dass sich an dieser
Stelle die Gelegenheit ergibt,
über neue Bewältigungsstrate-
gien nachzudenken. Entspan-
nungstechniken wie Progressive
Muskelentspannung, Selbsthyp-
nose, Autogenes Training, Yoga,
Meditation und Atemübungen
sind hierfür geeignet. Durch ih-
ren geringen Aufwand bei der
Anwendung sind sie hervorra-
gend geeignet, auch während der
Arbeit, bzw. in den Pausen eine
Vertiefung der Entspannung
herbeizuführen.
Es gilt die Stressoren (belastende
Reize) zu identifizieren (z.B.
Zeitdruck, Lärm, Leistungsüber-
forderung oder Unterforderung,
Prüfungssituationen, Konflikte,
Isolation, Rivalität usw.) und da-

für ein Management zu finden. 
Stress lässt sich besser bewälti-
gen, wenn Sie körperlich in
Form sind. Eine gute, durch re-
gelmäßige Bewegung erlangte
Fitness wirkt sich nicht nur posi-
tiv auf das Gehirn aus sondern
verlängert das Leben. Durch Fit-
ness können Sie sich selbst da-
von überzeugen, wie leistungsfä-
hig ihr Körper ist, was rasch die
körperlichen Symptome verrin-
gert und Stress abbaut.
Gesunde Ernährung (wenig ge-
sättigte Fette, ballaststoffhaltige
Kost, wenig Cholesterin, Obst
und Salate und kleine Mahlzei-
ten) steigern die Leistungsfähig-
keit. Koffein, Nikotin, Alkohol
und konzentrierter Zucker (Sü-
ßigkeiten) erhöhen das Stressni-
veau.
Legen Sie kleine Ruhepausen in
Ihren Tagesablauf ein, der na-
türliche Rhythmus des Körpers
ist: Arbeit- Ruhe- Arbeit- Ruhe.
Stellen Sie sozusagen ihre innere

Uhr auf Null und nehmen die
Pause bewusst als solche wahr.
Entscheidend ist nicht die Länge
der Pause, sondern die Tatsache,
dass sie überhaupt Pause ma-
chen.
Nicht selten geraten wir bei der
Erledigung von Aufgaben und
Pflichten in eine Zeitnot, die wir
selbst verursacht haben. Die
Verbesserung unseres persönli-
chen Arbeitsverhaltens ist eine
wesentliche Maßnahme zur
Stressprophylaxe- nicht nur im
Berufsleben. Setzen Sie Prioritä-
ten und planen Sie nicht zu eng,
überlassen Sie auch Anderen Tä-
tigkeiten. Mit Freude an der Ar-
beit leiden Sie nicht unter Stress.
Besinnen Sie sich auf frühere
Entspannungssituationen, die
Sie genießen und denen Sie in
letzter Zeit zuwenig Raum ein-
geräumt haben wie z.B.: Hobbys,
Musik hören, Spaziergänge, ge-
meinsame Aktivitäten mit Part-
ner oder Freunden. Viel ErfolgDr. Karl Lessing

Erscheinungstermin:
20.August 2004

Anzeigenschluss:
18.August 2004

Folgendes Thema ist geplant:
■ Alzheimer
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